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Bei einem Beitritt zur WTO, so Long 

Yongtu, sei es die wichtigste Verpflich­

tung Chinas, die internationalen Re­

geln einzuhalten. Dies wäre nicht zu­

ungunsten Chinas und würde dazu 

beitragen, ein positives Image im Aus­

land zu erreichen und den ausländi­

schen Investoren Vertrauen zu geben. 

Allerdings müßten dafür bestimmte 

Zugeständnisse von Seiten Chinas ge­

macht werden, die mit negativen Fol­

gen verbunden sein könnten. (SWB 

FE/D3603/CNS, 3.8.99)

Im bilateralen Außenhandel zwischen 

den USA und China belief sich der 

Handelsüberschuß Chinas (nach chi­

nesischen Statistiken) im 1. Halbjahr 

1999 auf 9,1 Mrd. US$. Chinas Expor­

te erhöhten sich um 8,4% und erreich­

ten ein Niveau von 18,1 Mrd. US$, 

während die Importe um 18,4% stie­

gen und rd. 9 Mrd. US$ ausmach­

ten. US-Statistiken weisen jedoch stets 

einen höheren chinesischen Überschuß 

aus. Im letzten Jahr beispielsweise lag 

dieser nach US-Angaben bei 56,9 Mrd. 

US$, während die chinesische Stati­

stik lediglich 21 Mrd. US$ ermittelte. 

(AWSJ, 5.8.99) -schü-

21 Kapitalflucht hält an

Nach offiziellen Angaben soll der Um­

fang der Kapitalflucht im letzten Jahr 

rd. 16 Mrd. US$ ausgemacht haben. 

Ausländische Analysten kommen je­

doch zu einem wesentlich höheren 

Ausmaß des illegalen Kapitalabflusses 

und warnen vor den damit verbunde­

nen Folgen. Für 1999 befürchtet die 

Weltbank in ihrem dowside- Szena­

rium (siehe Übersicht „Weltbank for­

dert China auf, Wirtschaftswachstum 

zu stärken“), daß die Devisenreserven 

aufgrund der Kapitalflucht von 145,1 

Mrd. US$ im Jahre 1998 auf 123,3 

Mrd. bzw. dann auf 93,7 Mrd. US$ im 

Jahre 2000 schrumpfen könnten. Folge 

dieser Entwicklung könnte ein zuneh­

mender Druck auf die Zahlungsbilanz 

sein.

Obwohl die chinesische Regierung die 

Maßnahmen gegen illegalen Transfer 

von Devisen ins Ausland verschärft 

hat, geht die Kapitalflucht weiter. 

Im August sind beispielsweise 17 Ge­

schäftsleute und Bankbeamte in vier 

Fällen für schuldig befunden worden, 

in illegale Devisentransaktionen mit 

einem Wert von 200 Mio. US$ ver­

wickelt zu sein. Um an Devisen zu ge­

langen, hatten zwei von ihnen Han­

delsdokumente gefälscht.

Nach Einschätzung chinesischer Öko­

nomen hat die Kapitalflucht dazu bei­

getragen, daß die Maßnahmen zur 

konjunkturelle Erholung bisher we­

nig erfolgreich waren. Anstatt für den 

Kauf von Aktien in China eingesetzt 

werden zu können, würde mit dem Ka­

pital wohl an Auslandsbörsen speku­

liert werden. Problematisch sei, daß 

die großen staatlichen Außenhandels­

unternehmen die Gewohnheit hätten, 

bereits einige Monate vor Fälligkeit 

von Rechnungen Geld ins Ausland zu 

überweisen, um dort dann kurzfristi­

ge Spekulationsmöglichkeiten wahrzu­

nehmen. Andere Unternehmen warten 

so lange wie möglich mit der Rück­

überweisung von Zahlungen in Devi­

sen nach China. Zu den Erklärun­

gen für Kapitalflucht gehört auch das 

Schmuggeln von Devisen über Hong­

kong außer Land. (SCMP, 11.8.99)

Aufgrund des geringeren Kapitalzu­

stroms seit Beginn der Asienkrise hat 

die Kapitalflucht an Bedeutung ge­

wonnen. Nach offiziellen MOFTEC- 

Angaben hat China zwischen Januar 

und Juli d.J. insgesamt 9.368 Projekte 

mit einem vertraglich festgelegten In­

vestitionsvolumen von 22,28 Mrd. US$ 

genehmigt, das waren 20,5% weniger 

als in der Vergleichsperiode des Vor­

jahres. Das Volumen der bereits reali­

sierten Investitionen beläuft sich auf 

21,49 Mrd. US$, ein Rückgang um 

10% gegenüber dem Zeitraum Januar 

bis Juli 1998. (XNA, 20.8.99) -schü-

Binnenwirtschaft

22 „Ländliche Unternehmen 

sind Motor der Wirtschaft 

auf dem Land“

Ende August wies Qi Jingfa, stell­

vertretender Landwirtschaftsminister, 

auf die herausragende Rolle der nicht­

landwirtschaftlichen Unternehmen für 

die Wirtschaftsentwicklung auf dem 

Land hin. In seinem Bericht über 

die Situation dieser Unternehmen vor 

dem Komitee für Fragen der ländli­

chen Entwicklung beim 9. Nationalen 

Volkskongreß (NVK) gab Qi die Zahl 

der in mehr als 20 Mio. ländlichen Un­

ternehmen arbeitenden Beschäftigten 

mit rd. 125 Mio. an. Diese Unterneh­

men tragen Qi zufolge mit 60% zur ge­

samten Wertschöpfung der ländlichen 

Wirtschaft bei; ihr Anteil am gesam­

ten BIP belaufe sich auf 28%. Für 

die Bauern sind die ländlichen Unter­

nehmen inzwischen eine wichtige Ein­

kommensquelle geworden. Im Durch­

schnitt stammen rd. 30% der Pro- 

Kopf-Einkommen aus ländlichen Un­

ternehmen.

Qi wies darauf hin, daß 1996 ein Ge­

setz zum Schutz der Rechte und In­

teressen der ländlichen Unternehmen 

vom NVK verabschiedet worden ist. 

Allerdings gebe es nach wie vor zahl­

reiche Probleme bei der Durchset­

zung dieser gesetzlichen Bestimmun­

gen. Hierzu zählten Übergriffe in die 

Rechte der Unternehmen und Verstö­

ße der Unternehmen gegen bestehen­

de Gesetze. Hinsichtlich der zukünfti­

gen Entwicklung der ländlichen Unter­

nehmen sieht Qi vor allem Probleme 

in folgenden Bereichen: Produktqua­

lität, veraltete Technologie, Umwelt­

verschmutzung, Schwierigkeiten beim 

Zugang zu Bankkrediten und willkür­

liche Gebührenerhebungen durch die 

Lokalregierungen.

Auch Buhe, stellvertretender Vorsit­

zender des Ständigen Komitees des 

NVK, forderte eine bessere Umset­

zung der bestehenden Gesetze zum 

Schutz dieser Unternehmen, da sie für 

die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

immer bedeutender würden. Buhe zu­

folge wird im NVK darüber nachge­

dacht, die Umsetzung des Gesetzes 

über die ländlichen Unternehmen auf 

allen Ebenen zu untersuchen. (XNA,

24.8.99)

Mitte August d.J. forderte das Land­

wirtschaftsministerium die Lokalregie­

rungen auf, die Erhebung unrecht­

mäßiger Bußgelder und willkürlicher 

Quoten gegenüber ländlichen Unter­

nehmen zu unterlassen, da hierdurch 

das nachhaltige Wachstum der Un­

ternehmen beeinträchtigt würde. Das 

Ministerium machte darauf aufmerk­

sam, daß die ländlichen Unternehmen 

in diesem Jahr nicht nur mit un­

rechtmäßigen Bußgeldern konfrontiert 

würden, sondern sich auch mit einer 

schwachen Marktnachfrage und Pro­

blemen bei der Aufnahme von Kre­

diten gegenübersehen. Jiang Yongtao,
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Direktor des Amtes für ländliche Un­

ternehmen beim Landwirtschaftsmi­

nisterium, wies darauf hin, daß die 

Lokalregierungen nunmehr die ländli­

chen Unternehmen verstärkt mit Buß­

geldern belasteten, nachdem sie nicht 

mehr die Bauern mit willkürlichen Ab­

gaben unter Druck setzen dürften.

Die Entwicklung der ländlichen Unter­

nehmen gehört zu den Schlüsselstra­

tegien der langfristigen Entwicklung 

der Regierung. Im letzten Jahr reali­

sierten die Gemeinde- und Dorfunter­

nehmen eine reale Wachstumsrate von 

17,3%; sie erhöhten das gesamtwirt­

schaftliche Wachstum, das insgesamt 

7,8% betragen hat, um rd. 3%. (XNA,

11.8.99) In den ersten sieben Mona­

ten d.J. lag die Wertschöpfung der Un­

ternehmen bei 1.406 Mrd. Yuan und 

nahm damit gegenüber der Vorjahres­

periode um 16,7% zu. (XNA, 18.8.99) 

Die Entwicklung der ländlichen Unter­

nehmen wird von der China Economic 

Times eher kritisch gesehen. Wäh­

rend die Wirtschaft insgesamt ihre 

Talsohle durchschritten habe, würden 

diese Unternehmen in immer größe­

re Schwierigkeiten geraten. Ihre Pro­

bleme hätten vor rd. drei Jahren ein­

gesetzt und seien dadurch gekenn­

zeichnet, daß die Wachstumsraten der 

Wertschöpfung sowie die Investitio­

nen und die Bereitstellung von neuen 

Arbeitsplätzen kontinuierlich zurück­

gegangen wären. Während sie in ih­

rer schnellen Entwicklungsphase jähr­

lich rd. 10 Mio. Arbeitsplätze bereitge­

stellt hätten, sank diese Zahl bis 1996 

auf 6 Mio. Nach Einschätzung von 

Chen Jianbo, Landwirtschaftsexperte 

am Forschungszentrum des Staatsra­

tes, gingen in den letzten zwei Jah­

ren sogar rd. 10 Mio. Arbeitsplätze in 

den ländlichen Gebieten verloren. Auf­

grund der schwierigen Konjunktur in 

den Städten und den Versuchen der 

größten Küstenstädte, einen Teil der 

ländlichen Migranten wieder zurück­

zuschicken, hätten weitere rd. 10 Mio. 

Arbeitskräfte vom Land ihre Beschäf­

tigung verloren.

Chen zufolge führte der Verlust von 

insgesamt rd. 20 Mio. Arbeitsplätzen 

zum Rückgang der ländlichen Ein­

kommen, die ja zu rd. einem Drit­

tel durch nichtlandwirtschaftliche Tä­

tigkeiten bestimmt würden. Daß vie­

le ländliche Unternehmen in Schwie­

rigkeiten geraten seien, würde sich 

auch negativ auf die Steuereinnahmen 

der Lokalregierungen auswirken. Die 

Gewinne der ländlichen Unternehmen 

trugen 1997 mit 45 Mrd. Yuan zu den 

Haushalten der Kreisregierungen bei, 

die davon wiederum Subventionen an 

die Landwirtschaft, für die Bildung 

und Infrastruktur finanzieren würden. 

(SCMP, 27.9.99) -schü-

23 Weltbank fordert China 

auf, Wirtschaftswachstum 

zu stärken

In ihrem neuesten Bericht zur aktuel­

len Wirtschaftslage in der VR China 

(World Bank, China. Weathering the 

Storm and Learning the Lessons, Wa­

shington D.C., 1999) geht die Welt­

bank davon aus, daß China zwar 

in geringerem Maße von der Asien- 

krise betroffen wurde als die asiati­

schen Nachbarländer, die konjunktu­

relle Erholung jedoch durch die Aus­

wirkungen der Asienkrise und die Ver­

langsamung des globalen Wirtschafts­

wachstums erschwert wird. Dies be­

trifft vor allem die größte Heraus­

forderung, nämlich die schwache In­

landsnachfrage. Die von außen kom­

menden Herausforderungen fallen mit 

der Umsetzung struktureller Anpas­

sungen in China zusammen. Arbeits­

losigkeit und ein Bedarf nach mehr so­

zialer Sicherung haben mit dem Über­

gang zur Marktwirtschaft zugenom­

men; auch das Problem der Unterneh­

mensverschuldung hat einen stärkeren 

Handlungsdruck erzeugt. Im Gegen­

satz zu den asiatischen Nachbarn hat 

die chinesische Wirtschaft die Krise 

bisher besser überstanden und soll­

te nun aus den Schwierigkeiten dieser 

Länder eine Lehre ableiten, um eine 

mögliche Krise zu vermeiden.

Aus Sicht der Weltbank ist die 

wichtigste Herausforderung für Chi­

na, daß auf den aktuell bestehen­

den Wachstumsdruck so reagiert wird, 

daß dadurch die Strukturreform und 

die Wirtschaftsentwicklung verstärkt 

wird. Die Politiker müßten sich darauf 

konzentrieren, wachstumsbeschleuni­

gende Reformen zu verfolgen, die die 

Entwicklung des arbeitskräfteabsor­

bierenden Dienstleistungssektors för­

derten. Weiterhin müßte die Umstruk­

turierung der Unternehmen weiterhin 

auf der Prioritätsliste oben stehen, 

um sowohl die Unternehmensverschul­

dung zu lösen als auch um Kapital für 

produktive Aktivitäten freizusetzen.

Weiterhin vertritt die Weltbank die 

Position, daß Strukturmaßnahmen 

durchgesetzt werden müßten, um die 

Nachfrage der Haushalte zu unterstüt­

zen. Notwendig dafür sei ein Anstieg 

der ländlichen Einkommen sowie die 

Bereitstellung einer angemessenen fis­

kalischen Förderung für ein Programm 

zur sozialen Absicherung. Die Anhe­

bung der privaten Nachfrage wird von 

der Weltbank als notwendige Voraus­

setzung für eine Erholung des Wirt­

schaftswachstums und für eine erfolg­

reiche Transformation in eine nachfra­

georientierte Wirtschaft angesehen.

In ihrem Bericht stellt die Welt­

bank unter Berücksichtigung verschie­

dener Unsicherheitsfaktoren eine mit­

telfristige Prognose der Wirtschafts­

entwicklung bis zum Jahre 2005 auf. 

Unterschieden werden je nach Wahr­

scheinlichkeit drei mögliche Szenari­

en. Das erste mit größter Wahrschein­

lichkeit eintretende base case- Sze­

nario (siehe auch Tabelle „Weltbank- 

Prognose 1999-2005“) geht von ei­

ner mittleren Erholung der inländi­

schen Wirtschaft, einem „soft take- 

off“ aus, obwohl die externen Bedin­

gungen noch schwierig bleiben. Das 

zweite downside- Szenario nimmt an, 

daß die inländische Wirtschaft auf 

das Stimuluspaket der Regierung nicht 

ausreichend reagiert und/oder daß die 

externe Umgebung noch schwieriger 

wird. Im dritten upside- Szenario, das 

die Weltbank als am unwahrschein­

lichsten ansieht, rufen die Konjunk­

turbelebungsmaßnahmen eine Über­

hitzung der Wirtschaft hervor. Die 

Weltbank schlägt eine bestimmte Mi­

schung der politischen Maßnahmen 

vor, um extreme Schwankungen im 

Wachstum in den nächsten Jahren zu 

vermeiden.

Im folgenden wird nur auf das er­

ste Szenario kurz eingegangen. Basie­

rend auf den o.a. Annahmen werden 

die Nettoexporte 1999 etwas zurück­

gehen und in geringem Umfang auch 

das BIP-Wachstum belasten. Das Sti­

muluspaket wird sich jedoch ausglei­

chend auswirken, so daß die Investi­

tionen um 12,6% steigen und der rea­

le Konsum um 5,3% zunimmt. Als Er­

gebnis der Konjunkturstützungsmaß­

nahmen wird selbst bei einer gewissen 

Verschlechterung der außenwirtschaft-
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Weltbank-Prognose 1999-2005

Reale Wachstumsraten (%) 1997 1998 1999 2000 2001-2 2003-5

BIP 8,8 7,8 7,0 7,0 7,0 7,0

Konsum 5,3 5,1 5,3 6,3 7,7 7,7

Investition 5,7 10,0 12,6 8,1 6,2 6,2

Exporte von Gütern und Dienstleistungen 27,6 4,6 -5,0 3,0 4,7 5,0

Exporte von Gütern und Dienstleistungen 13,1 1,5 -0,2 2,9 4,0 4,3

Quelle: World Bank, CTizna. Weathering the Storm and Learning the Lessons, Washington D.C., 1999, S.47.

liehen Entwicklung mit einem BIP- 

Wachstum von rd. 7% p.a. gerechnet.

Die Entwicklung von Ex- und Impor­

ten spiegelt die relativ schwache globa­

le Nachfrage sowie einen gewissen Ver­

lust an Wettbewerbsfähigkeit Chinas 

gegenüber den wieder erstarkten asia­

tischen Exporten wider, -schü-

24 NVK beschließt Maßnah­

men zur Konjunkturstüt­

zung

Ende August hat der Nationale Volks­

kongreß (NVK) drei wichtige Maßnah­

men zur Stützung der Konjunktur be­

schlossen. Hierzu zählt eine Gesetzes­

änderung, die es erlaubt, die Zinser­

träge auf Sparguthaben zu besteuern. 

Weiterhin wurde eine Emission von 

Staatsanleihen in Höhe von 60 Mrd. 

Yuan genehmigt, die der Regierung 

zusätzliche Ausgaben zur Konjunktur­

belebung ermöglichen sollen. Darüber 

hinaus wurde ein neues Gesetz über 

Privatunternehmen verabschiedet, mit 

denen diese Unternehmen dieselben 

Rechte wie die staatseigenen Unter­

nehmen haben werden. Das Gesetz, 

das zum 1. Januar 2000 in Kraft treten 

wird, stellt die erste gesetzliche Re­

aktion auf den Verfassungszusatz dar, 

mit dem im März d.J. der nichtstaat­

liche Sektor gestärkt worden ist.

Der wohl in der Öffentlichkeit umstrit­

tenste Beschluß des NVK ist die Ge­

setzesänderung über die Besteuerung 

von Sparguthaben in Landeswährung 

und in Devisen, die insgesamt rd. 6.6 

Billionen Yuan betragen. Im NVK ist 

der Zusatz zum „Personal Income Tax 

Law“ mit 121 zu 11 Stimmen ver­

abschiedet worden. Auch diese Geset­

zesänderung wird zum 01.01.2000 in 

Kraft treten. Details über die Anwen­

dung des Gesetzes werden vom Staats­

rat zu einem späteren Zeitpunkt ent­

schieden.

Nach Xinhua-Angaben soll das Stän­

dige Komitee des NVK den Staatsrat 

aufgefordert haben, Unterschiede bei 

der Besteuerung von Sparguthaben 

zwischen Personen mit niedrigem Ein­

kommen und den „Neureichen“ zu ma­

chen. Einige NVK-Delegierte schlugen 

außerdem vor, eine progressive Steu­

er einzuführen, die die Einkommens­

unterschiede ausgleichen sollte. In der 

Diskussion ist ein Steuersatz von 20% 

auf Spareinlagen über einem Grund­

betrag von 40.000 bzw. 50.000 Yuan.

Die Besteuerung von Sparguthaben 

wird als neuer Versuch angesehen, die 

Sparer zur Verwendung ihrer Einla­

gen für den Kauf von Wohnungen oder 

Aktien zu bewegen, nachdem sieben 

Zinssenkungen seit Mai 1996 dieses 

nicht bewirken konnten. Die Emission 

der 60 Mrd. Yuan-Anleihe soll vor al­

lem zur Finanzierung von Infrastruk­

turprojekten genutzt werden. (SCMP,

31.8.99)

Konjunkturstimulierend wird sich 

auch die Erhöhung der Zahlungen 

an freigesetzte Arbeitskräfte um 30% 

zum 1. Juli 1999 auswirken. Nach 

Angaben des Arbeitsministers werden 

dadurch Kosten in Höhe von 24,5 Mrd. 

Yuan entstehen. (FT, 31.8.99) In Dis­

kussion, aber noch nicht beschlossen, 

ist ebenfalls die Anhebung der Ge­

hälter der öffentlichen Bediensteten. 

(XNA, 5.8.99)

Daß eine aktive Fiskalpolitik der ein­

zige Ausweg ist, um ein relativ ho­

hes Wachstum zu erreichen, darüber 

scheinen sich die meisten chinesischen 

Analysten einig zu sein. So befindet 

sich nach Einschätzung von Fan Gang, 

Direktor des China National Institute 

of Economic Research, die chinesische

Wirtschaft nicht auf einem normalen 

Wachstumspfad. Weitere Anstrengun­

gen seien notwendig, um die Wirt­

schaft vor einem Abgleiten in die Re­

zession zu bewahren. Selbst ein Jahr 

nach Einleitung einer aktiven Fiskal­

politik gebe es noch keine eindeutigen 

Zeichen der Normalisierung. (AWSJ, 

27./28.8.99)

Ausländische Analysten wie Chi Lo, 

Chefökonom für Asien bei der Hong­

kong Shanghai Banking Corporation, 

weisen daraufhin, daß im Zentrum der 

Probleme die Deflation steht. In den 

seit 22 Monaten sinkenden Preisen kri­

stallisierten sich die negativen Erwar­

tungen an die wirtschaftliche Entwick­

lung. (AWSJ, 31.8.99) -schü-

25 Maßnahmen gegen Überka­

pazitäten und Dumping

Die Staatliche Kommission für Wirt­

schaft und Handel (State Economic 

and Trade Commission SETC) hat 

Mitte August eine Direktive ausge­

geben, nach der Investitionen in be­

stimmte Industrie- und Handelspro­

jekte mit Wirkung 1. September 1999 

nicht mehr erlaubt sind. Die Kommis­

sion forderte die Lokalregierungen und 

Banken auf, keine Investitionsprojekte 

mehr zu beginnen, durch die Produkte 

mit offensichtlichem Überangebot her­

gestellt werden.

Nach Angaben von Zhang Zhigang, 

stellvertretender SETC-Minister, han­

delt es sich bei der Direktive um eine 

wichtige industriepolitische Vorgabe 

mit verschiedenen Zielsetzungen. So 

sollen hierdurch die Überkapazitäten 

abgebaut, die industrielle Umstruktu­

rierung und Reorganisation beschleu­

nigt, Leitlinien für die Investitionen 

vorgegeben und den staatseigenen Un­

ternehmen bei der Überwindung ihrer 

Probleme innerhalb von drei Jahren 
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geholfen werden. In der Direktive wer­

den 17 Sektoren mit insgesamt 201 In­

vestitionsprojekten genannt, die nicht 

mehr genehmigt werden dürfen. Hier­

zu zählen die Herstellung von Stahl, 

NE-Metallen, Kohle- und Goldabbau 

sowie die petrochemische Industrie. 

Diese Industrien seien alle durch eine 

enorme Überkapazität gekennzeich­

net, durch technologische Rückstän­

digkeit, starke Umweltverschmutzung 

und Ressourcenverschwendung. In der 

Liste aufgeführte Einzelprodukte sind 

beispielsweise Maschinen, Haushalts­

geräte und Arzneimittel. Zhang kün­

digte an, daß die Vorgaben der Direk­

tive entsprechend den Veränderungen 

am Markt angepaßt werden. (XNA, 

14.8.99; NfA, 30.8.99; NZZ, 19.8.99)

Da das Überangebot bei vielen Pro­

dukten mit einer schwachen Nachfra­

ge zusammentrifft, ist Preisdumping 

in den letzten Monaten verstärkt auf­

getreten. Vor diesem Hintergrund hat 

die Staatliche Entwicklungsplanungs­

kommission (SDPC) Anfang August 

d.J. eine Bestimmung zur Verschär­

fung der Strafen bei Dumping ver­

öffentlicht. Die Bestimmung richtet 

sich gegen Preisdumping, d.h. Verkauf 

von Produkten unterhalb der Herstel­

lungskosten, sowie gegen Preismono­

pole, das Herauftreiben von Preisen, 

Preisbetrug etc. Von den Unterneh­

men wird verlangt, die Basis für die 

Preisbestimmung anhand von Kosten­

belegen offenzulegen. (XNA, 2.8.99; 

AWSJ, 6./7.8.99; FT, 6.8.99) -schü-

SVR Hongkong

26 Grenzen der Pressefrei­

heit - Kontroversen um die

Taiwan-Berichterstattung

Die Grenzen der Pressefreiheit in 

der Sonderverwaltungsregion (SVR) 

Hongkong waren im August Gegen­

stand einer heftigen politischen Kon­

troverse. Anlaß hierzu waren Äuße­

rungen Zheng Anguos, des taiwa- 

nesischen Direktors des Chung-Hwa- 

Reisebüros, über den Status Taiwans. 

In einem Interview, das der regie­

rungsfinanzierte Sender RTHK (Radio 

Television Hong Kong) im Rundfunk 

verbreitete, bekannte sich Zheng An- 

guo zur „Zwei-Staaten-Theorie“ des 

taiwanesischen Präsidenten Li Deng- 

hui (siehe hierzu C.a., 1999/7, S.683- 

685). Das Chung-Hwa-Reisebüro fun­

giert seit Jahrzehnten - und auch 

über den Souveränitätswechsel von 

1997 hinweg - als inoffizielle, von der 

Beijinger Zentralregierung und von 

der SVR-Regierung geduldete Ver­

tretung Taiwans in Hongkong, muß 

sich in dieser Funktion aber al­

ler politischer Betätigungen enthal­

ten. (SCMP, 7.8.1999; RTHK Radio 3, 

8.78.1999, nach SWB, 10.8.1999; Ming 

Pao, Hongkong, 20.8.1999, nach SWB, 

25.8.1999)

Ein Stellvertretender Direktor aus 

der Hongkonger Filiale der Xinhua- 

Nachrichtenagentur - diese Agen­

tur repräsentiert zusammen mit dem 

Kommissar des chinesischen Außenmi­

nisteriums in Hongkong die Beijinger 

Zentralregierung - kritisierte die Äu­

ßerungen Zheng Anguos auf schärfste: 

Als inoffizieller, von der Zentralregie­

rung nur geduldeter Vertreter Taiwans 

in Hongkong müsse sich Zheng Anguo 

jeder Stellungnahme enthalten, die 

in offenem Widerspruch zum Grund­

gesetz der Sonderverwaltungsregion 

Hongkong stehe. Im Grundgesetz aber 

seien das Ein-China-Prinzip - die na­

tionale Einheit Chinas einschließlich 

Taiwans - festgeschrieben und Se­

zessionsbestrebungen untersagt. Dar­

über hinaus hätte nach Auffassung der 

Xinhua-Vertretung der regierungsfi­

nanzierte Sender RTHK das Interview 

gar nicht verbreiten dürfen, da der In­

halt gegen das SVR-Grundgesetz ver­

stoßen habe.

Einige Hongkonger Delegierte des 

Nationalen Volkskongresses der VR 

China schlossen sich dieser Kritik 

an. Viele Hongkonger Medienvertre­

ter hielten jedoch entgegen, daß es 

sich bei der RTHK-Sendung nicht 

um die Propagierung einer bestimm­

ten taiwanfreundlichen Position, son­

dern lediglich um eine umfassen­

de Berichterstattung und Informa­

tion über verschiedene Positionen 

zur Taiwan-Frage gehandelt habe. 

Die SVR-Regierung sah offenbar zu­

nächst keinen Anlaß, die Taiwan- 

Berichterstattung von RTHK durch 

offizielle Anordnungen einzuschrän­

ken. -hei-

27 Wieder großer Andrang zur 

Sekundarstufe II

Wie schon im letzten Jahr herrscht 

auch dieses Jahr wieder großer An­

drang auf die Form Six, die vorletzte 

Klasse der Sekundarstufe II. Das Kon­

tingent für die Zulassung zu den bei­

den letzten Klassen, deren Absolvie­

rung zum Hochschulstudium berech­

tigt, ist limitiert. Die Schulplätze wer­

den entsprechend dem Abschneiden 

beim HKCEE (Hong Kong Certifica- 

te of Education Examination) verge­

ben (vgl. dazu C.a., 1998/8, Ü 22). 

Schon letztes Jahr waren heftige Dis­

kussionen um die Vergabepraxis ent­

brannt, die sich in diesem Jahr deut­

lich verschärft haben. Nach dem Ur­

teil vieler Eltern und Schüler herrscht 

reines Chaos, denn die Schüler müs­

sen sich zuerst bei einer Schule bewer­

ben und können erst nach einer Ab­

lehnung eine weitere Schule versuchen, 

für die es dann meist schon zu spät ist. 

Versuchsweise wurden jetzt in einem 

Stadtteil die Schulplätze in einen Pool 

zusammengefaßt, so daß sie dort zen­

tral vergeben werden können. Falls der 

Versuch erfolgreich ist, soll das Verfah­

ren auch auf andere Distrikte ausge­

dehnt werden. Allerdings hat die Er­

ziehungsbehörde ausgeschlossen, das 

Bewerbungsverfahren generell zu zen­

tralisieren, denn dazu sei die Situation 

in den einzelnen Schulen und Distrik­

ten zu unterschiedlich, hieß es (SCMP,

7.8.99). Die Unterschiede dürften sich 

vor allem auf das Niveau der Schulen 

beziehen, d.h. Schulen mit hohem Ni­

veau können sich die besten Schüler 

aus wählen.

Großer Unmut resultiert daraus, daß 

Mädchen und Jungen bei der Bewer­

bung um einen Schulplatz nicht nur 

getrennt, sondern auch unterschied­

lich behandelt werden. Obwohl Mäd­

chen bei der HKCEE-Prüfung durch­

weg besser abschneiden, werden we­

niger Mädchen zur Form Six zuge­

lassen als Jungen. Überdies werden 

Jungen und Mädchen nicht als eine 

Gruppe gesehen, sondern als zwei ge­

trennte Gruppen. Die Kommission für 

Chancengleichheit hat bereits recht­

liche Schritte angekündigt, falls die 

Erziehungsbehörde diese Praxis nicht 

ändert. Die Vergabe der Schulplätze 

nach Geschlecht verstoße gegen das 

rechtlich abgesicherte Verbot, Schü­

lern und Studenten die Zulassung zu 




